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Inhalt. und Bericht zu erſtatten, ob und welche beſondere Vorſchriften für An— 
Zu den Beſtrebungen auf Reform der Gemeindeordnung. (Fortſetzung.) ſtellung von Gemeindebeamten zu erlaſſen wären.“ 
Mittheilungen aus der Praxis! | Somit wurde dadurch als weiterer Reformantrag die Creirung 


von Verwaltungsgemeinden vorgeſchlagen. Dieſer Reformpunkt 
war es nun auch, um den ſich die Gemeindedehatte des ſteiermär— 
kiſchen Landtages in der Seſſion 1873 zum größten Theile herumbewegte. 
EINER = : Wir wollen dieſer Debatte jo weit folgen, als es die nähere 

5 4 - Darlegung der eben herrſchenden und dort zum Ausdrucke gebrachten 
Zu den Beſtrehungen auf Reform der Gemeinde- Reformgeſichtspunkte erheiſcht. 


Unzuläſſigkeit der Berurtseilung des Forſtärars wegen Forſtfrevels. 
Perſonalien. 
Erledigungen. 


ordnung. 3 Die Plenarverhandlung des Landtages wurde durch nachſtehende 
ws Worte des Berichterſtatters des Sonderausſchuſſes Abg. Seidl ein- 
Worte zung geleitet: „Daß der Stand der gegenwärtigen Geſetzgebung reform⸗ 


Der zur Vorberathung des Entwurfes des Landesausfchufſes bedürftig ſei, wird von allen Parteien, von allen Fractionen der Par⸗ 
eingeſetzte Sonderausſchuß des Landtages fand zwar dem Elaborate teien anerkannt. Ich glaube daher dieſen Punkt nicht weiter berühren 
des Landesausſchuffes ſeinem ganzen weſentlichen Inhalte nach zuzu⸗ zu ſollen, ift ja doch ſchon ſeit dem Jahre 1864, als die gegenwärtige 
ſtimmen, erachtete jedoch damit dem Reformerforderniſſe noch nicht Gemeindeordnung beſchloffen wurde, die Reform des Gemeindegeſetzes 
Genüge gethan und ging deßhalb einen Schritt weiter, indem er zur factiſch noch nicht von der Tagesordnung verſchwunden. Die vielfachen 
Ergänzung der proponirten Reform beantragte, durch das Gemeinde⸗ Klagen, die von der Wirkſamkeit des Gemeindegeſetzes vom Jahre 1849 
geſetz zu normiren, daß die Gemeinden bezüglich des ortspoli⸗ bis zum Jahre 1864 laut geworden find, wurden durch die Gemeindeordnung 
zeilichen Wirkungskreiſes auch zwangsweiſe zu einer vom Jahre 1864 nicht beſeitigt, im Gegentheile wurden fie nicht nur im 
gemeinſchaftlichen Geſchäftsführung unter den Voraus- | gleichen, ſondern in erhöhtem Maße aufrecht erhalten“. Der 
ſetzungen vereinigt werden können, unter welchen nach Art. VII des äußere Verlauf der Verhandlung war folgender. Am Beginne derſelben 
Gemeinde-Grundgeſetzes eine zwangsweiſe Vereinigung bezüglich des wurde vom Abg. Baron Zſchock ein Vertagungsantrag geſtellt, lautend: 
übertragenen Wirkungskreiſes zuläſſig iſt, ſodann weiters, daß die „In die Specialberathung des vorliegenden Geſetzentwurfes einer neuen 
in dieſer Weiſe ſowie auch die freiwillig zur polizei⸗ Gemeindeordnung wird derzeit nicht eingegangen. Der Landesausſchuß 
lichen Geſchaͤftsführung vereinigten Gemeinden eine wird beauftragt, dieſen Geſetzentwurf nebſt dem hiezu erſtatteten Be⸗ 
Verwaltungsgemeinde in Form eines repräfentatis richte des Landesausſchuſſes, des Sonderausſchuſſes und dem ſteno⸗ 
ven autonomen Verwaltungskörpers zu bilden haben. graphiſchen Protokolle der heutigen Sitzung den politiſchen Behörden, 
Dieſe weitergehenden Reformanträge wurden in folgender Weiſe Bezirksvertretungen und einigen Gemeindevertretungen jedes politiſchen 
formulirt: „Gemeinden, welche nicht im Stande find, die ihnen Bezirkes zur Aeußerung zu überſenden und den „erwähnten 
aus dem ortspofizelfihen und übertragenen Wirkungskreiſe erwach⸗ Geſetzentwurf nebſt den eingelangten Aeußerungen ſogleich beim Be- 
ſenden Verpflichtungen zu erfüllen, find für ſolange, als dies ginne der nächſten Seſſion wieder vorzulegen“. Darnach wurden vom 
der Fall it, zu dieſem Behufe mit anderen Gemeinden desſelben Ge⸗ Abg. Herman folgende Anträge eingebracht: „Der Landtag wolle 
richtsbezirkes zu einer gemeinſchaftlichen Geſchäftsführung durch einen beſchließen, der Entwurf der neuen Gemeindeordnung wird an den 
vom Kaiſer genehmigten Landtagsbeſchluß zu vereinigen. — Die auf Ausſchuß für Gemeindeangelegenheiten mit dem Auftrage zurückgewieſen, 
die eine oder die andere Weiſe vereinigten Ortsgemeinden bilden eine eine Geſetzesnovelle vorzulegen, welche a) die ortspolizeilichen Agenden 
Verwaltungsgemeinde.“ (§ 3 E. S. A.) „Die Geſchäfte der Verwaltungs- an die politiſche Behörde überträgt, b) die Trennung der vereinigten 
gemeinde werden durch einen Obmann und einen Ausſchuß beſorgt. — Der Ortsgemeinden im Adminiſtrativwege ausſpricht“; für den Fall, daß 
Ausſchuß beſteht aus den Vorſtehern aller vereinigten Ortsgemeinden und dieſer Antrag keinen Anklang finden follte, folgenden eventuellen: Der: 
aus einer im Verhältniſſe zur Zahl der Gemeinden und ihrer Bevöl- Landtag wolle beſchließen, die h. Regierung werde erſucht, die den 
kerung feſtzuſtellenden Zahl von Mitgliedern, welche von und aus den Gemeinden durch das Geſetz vom 2. Mai 1864 zugewieſenen 
Ausſchüſſen ber einzelnen Ortsgemeinden gewählt werden“ ꝛc. ($ 4 Agenden der Ortspolizei durch ihre Organe beſorgen zu laſſen und 
E. S. A.) Mit Beziehung auf dieſe Anträge wurde ferner vom demgemäß dem nächſten Landtage einen Entwurf eines neuen Gemeinde⸗ 
Sonderausſchuſſe beantragt? „Der Landtag wolle den Landesausſchuß geſetzes vorzulegen“. Nach zweitägiger Generaldebatte über den Gegen⸗ 
beauftragen (a) gleich nach Kundmachung der neuen Gemeindeordnung | fand wurden die Anträge Herman's verworfen und wurde der Antrag 
Erhebungen zu pflegen, bei welchen Gemeinden des Landes die im Zſchocks zum Beſchluſſe erhoben. Die Regierung bat bei der Ver⸗ 
§ 3 bezeichneten Vorausſetzungen einer Vereinigung durch Landtags⸗ handlung durch den Statthalter erklärt, daß auch ihr der Zuſtand der 
beſchluß vorhanden find und auf Grund dieſer Erhebungen die dem öffentlichen Sicherheit als ein wirklich bedauerlicher erſcheine, daß ſie 


der Vorlage des Sonderausſchuſſes, vor Allem der Creirung von Ver⸗ 
waltungsgemeinden zuſtimme und daß ſie vorläufig eine Aenderung in 
der Organiſation der politiſchen Behörden nicht ins Auge faſſe. 
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weiterung der Selbſtverwaltung in entſprechender Form, 
unter Belaſſung vieler Gegenſtände des jetzigen ſelbſtſtändigen Wir⸗ 
kungskreiſes bei den Gemeinden, während jedoch auch viele Geſchäfte 


Wir verzeichnen von den bemerkenswerthen Stimmen aus der der jetzigen politiſchen Behörden an die zukünftigen communalen Dr- 


Debatte zuerſt die über Bedürfniß und Tendenz der Gemeindegeſetz— 
reform im Allgemeinen, ſodann die über das vorgelegene Project der 
Creirung von Verwaltungsgemeinden. Wir können dabei in der Haupt⸗ 
ſache dem wirklichen Verlaufe der Verhandlung folgen. 

Die Antragſteller Zſchock und Herman ſtellten ſich als Anhänger 
von zwei einander gerade gegenüberſtehenden Reformrichtungen dar 
und als Anhänger von Richtungen, die beide weit über die Linie der 
fogenannt herrſchenden Reformbeſtrebungen hinausragen. 

Der Abg. Baron Zſchock führte nämlich zur Begründung ſeines 
Antrages u. A. an: 

„Wenn wir die berechtigten und allgemein bekannten Klagen 
über die Uebelſtände unſeres Gemeindeweſens überblicken, fo können 
wir dieſelben in drei Gruppen fondern. Dieſelben betreffen 


1. den complicirten Organismus mit den zahlloſen berathenden 
Körperſchaften und ausführenden Organen, mit dem nicht ſcharf prä— 
ciſirten Wirkungskreiſe eines jeden derſelben, mit den in Folge deſſen 
nicht in einander greifenden Competenzſphären, den zahlloſen Wahlen 
und den beſtändigen Competenz-⸗Streitigkeiten; 

2. die geringe oder doch erfolgloſe Wirkſamkeit der jetzigen 
Ortsgemeinden, welche entweder auf dem Mangel an intellectuellen 
und materiellen Mitteln beruht, oder manchmal auch auf dem 
Mangel an gutem Willen, manchmal ſogar auf dem Mangel an beiden; 

3. der Abgang einer entſprechenden Controle und einer ſtreng 
ausgeprägten Verantwortlichkeit gegenüber dieſer Controle für Ver— 
nachläſſigungen. 

Nach dieſen drei Gruppen geſondert, ergibt ſich, was zur Ab— 
hilfe dieſer Uebelſtände gewünſcht und angeſtrebt werden muß; das 
iſt nämlich: 

1. die Vereinfachung des Organismus, Verminderung der zahl⸗ 
loſen Körperſchaften und Organe, Präcifirung der Wirkungsſphären 
und ſtrenge Abgrenzung der Competenz. 

2. die Kräftigung der zur Verwaltung der öffentlichen Ange⸗ 
legenheiten berufenen Organe, und 

3. die Aufftellung einer entſprechenden Controle und Ausfüh⸗ 
rung des Grundſatzes einer ſtrengen Verantwortlichkeit gegenüber 
derſelben. 

Wie löſt nun der uns vorliegende Geſetzentwurf dieſe Aufgaben? 

Die Zahl der Wirkungsſphären wird nicht vermindert; zu der 
übergroßen Anzahl derſelben kommt noch eine neue hinzu, es wird 
der ortspolizeiliche Wirkungskreis geſchaffen und damit eine neue 
Grenze zwiſchen dem ſelbſtſtändigen und dem ortspolizeilichen Wir⸗ 
kungskreiſe; die große Zahl der berathenden Körperſchaften und aus⸗ 
führenden Organe wird nicht vermindert; in der ungeheuren Reihe 
dieſer Organe, Statthalterei, Landesausſchuß, Bezirkshauptmannſchaft, 
Bezirksvertretung, Bezirksausſchuß, Ortsgemeinde-Vertretung, Be: 
zirksſchulrath, Ortsſchulrath, Kirchenconeurrenz-Ausſchuß, Concurrenz⸗ 
Gemeinden für die Sanitäts-, Armen⸗ und Schub⸗Angelegenheiten, zu 
allen dieſen kommt noch ein neues Glied dazu in der Geſtalt der 
Verwaltungs⸗Gemeinden und der Verwaltungs-Ausſchüſſe. Das, meine 
Herren, iſt doch keine Vereinfachung, das iſt keine Kräftigung der 
Organe, das iſt, meiner Ueberzeugung nach, gerade das Gegentheil 
davon, und meiner Ueberzeugung nach müßte die jetzt ſchon über⸗ 
große Verwirrung nach der Annahme dieſes Geſetzentwurfes nur noch 
größer werden. 

Mir ſcheinen nur zwei Wege aus dem beſtehenden Chaos der 
öffentlichen Verwaltung hinauszuführen und dieſe Wege gehen con— 
ſequent aber auch diametral auseinander. Der eine dieſer Wege führt die 
Aufſchrift: Beſchränkung der Selbſtverwaltung, Uebertragung aller jetzt 
nicht gehörig ausgeführten Geſchäfte der öffentlichen Verwaltung an landes⸗ 
fürſtliche Organe. Dieſer Weg kann nach meiner Ueberzeugung heute wohl 
nicht betreten werden, wenn wir uns nicht ſelbſt aus der Reihe der civili- 
ſirten Nationen Europa's ausſcheiden und auf das immerhin anzu⸗ 
ſtrebende Ideal einer freien Selbſtverwaltung verzichten wollen. Der 
zweite Weg lautet anders; conſequent entgegengeſetzt dem erſten 
iſt es die Ausdehnung der Selbſtverwaltung, jedoch unter den 
ihren Erfolg gewährleiſtenden Garantien. Mir ſcheint in einer Er⸗ 


gane übertragen werden, das Mittel zu einer radicalen und eutſpre⸗ 
chenden Abhilfe zu liegen. Darin, daß auch ein großer Theil der Ge— 
ſchäfte der jetzigen politiſchen Verwaltung, insbeſondere auch die Ein⸗ 
hebung der Steuern den neuen Organen übertragen werden ſoll, 
welche durch die Beſtellung einer entſprechenden Executive mit dem 
Mittel verſehen werden, ſolche Geſchäfte auch gut auszuführen, darin 
ſehe ich die Möglichkeit einer weitgehenden Vereinfachung, einer großen 
Erſparniß an Koſten und zugleich einer wirkſamen Ausführung der 
Geſchäfte der öffentlichen Verwaltung“. 

Der Abg. Herman führte die Begründung feiner Anträge in 
nachſtehender Weiſe aus: 

„So viel ich beurtheilen kann, entſpricht weder die Landes-Aus⸗ 
ſchuß- noch die Sonder-Ausſchußvorlage, noch das, was mein Herr 
Vorredner geſprochen hat, den Verhaͤltniſſen, Bedürfniſſen und dem 
Willen der Bevölkerung unſeres Landes. Man wird den richtigen 
Weg nicht finden, fo lange man von den reellen Verhältniſſen abſieht 
und in Doctrinarismus ſomnambuliſirt, deſſen Früchte wir eben ge⸗ 
nießen. Das Chaos herrſcht nicht bloß auf dem Gebiete der Gemeinde, 
ſondern mehr oder weniger auch auf andern Gebieten des öffentlichen 
Lebens und der vorliegende Geſetzentwurf wird das Uebel, wenn nicht 
vergrößern, doch gewiß auch nicht verringern; es handelt ſich nicht 
darum, die Paragraphe der Gemeinde-Ordnung anders aneinander 
zu reihen, oder eine neue Eintheilung des Stoffes zu machen, es 
handelt ſich darum, dem Volke eine Erleichterung zu verſchaffen und 
le bietet der Geſetzentwurf dem Volle ſtatt des Brodes einen 

tein. 

Wenn ich auch die einzige praktiſche Neuerung, welche den 
Gemeinde-⸗Ausſchuß entbindet, als Recurs-Inſtanz in ortspolizeilichen 
Angelegenheiten zu fungiren, gerne acceptire, jo enthält der Geſetz— 
entwurf andererſeits doch Manches, was die Geſchäftsbehandlung und 
die freie Bewegung der Gemeinden noch mehr erſchwert und dem 
Naturelle und dem Willen der Gemeinden noch mehr Gewalt an— 
thut, und dieſe Neuerung konnte mittelſt einer Geſetzes⸗Novelle durch⸗ 
geführt werden. Aus der zwangsweiſen Zuſammenlegung der Ge- 
meinden wird ohne Zweifel nichts und in Abſicht auf die übrigen 
mehr unbedeutenden und ſtyliſtiſchen Aenderungen ſchien es mir nicht 
angezeigt, das alte Gemeindegeſetz, an welches das Volk zum Theile 
ſchon gewöhnt iſt, durch ein neues zu erſetzen, von dem es gewiß 
iſt, daß es wieder abgeändert werden muß, bevor es ſich in das Be⸗ 
wußtſein des Volkes eingelebt hat. 

Mir ſchien es Pflicht und Aufgabe des h. Landtages, als 
Wächter der Landes⸗Intereſſen, die Sache eingehender und ernſter 
anzugreifen und weiter auszugreifen und dem um ſich freſſenden Uebel 
gegenüber Stellung zu nehmen. Es iſt nicht zu läugnen, daß das 
Gemeindeweſen von den andern öffentlichen Einrichtungen und von 
den ſocialen Zuſtänden weſentlich influenzirt wird, daß ſelbe nur im 
Zuſammenhange mit dieſen richtig aufgefaßt und nur gleichzeitig mit 
ihnen glücklich reformirt werden kann. Ich werde daher meine Re— 
flerionen auch auf den übrigen behördlichen Organismus, auf die fo- 
cialen Zuſtände ausdehnen und namentlich die Urſachen des Ver⸗ 
falles des Bauernſtandes unterſuchen, Letzteres umſomehr, weil aus 
der materiellen Unzulänglichkeit der Gemeinden immer wieder das 
Motiv genommen werden will, mit den Gemeinden zu erperimen: 
tiren, und ich erwarte nicht, daß mir daraus der Vorwurf gemacht 
werden wird, daß ich nicht bei der Sache ſei. 

Ein großer Theil der Schuld an der Verwirrung liegt darin, 
daß man ſich über das Weſen, den Umfang und die Art und Weiſe 
der Verrichtung der verſchiedenen Wirkungskreiſe der Gemeinden nicht 
im Klaren iſt, auch der Sonder-⸗Ausſchuß war ſich diesfalls nicht 
klar. Nicht der übertragene Wirkungskreis iſt es, wie man meint, den 
die Gemeinden nicht ertragen können, ſondern der ſogenannte felbit- 
ſtändige Wirkungskreis. Die Beſtimmung des § 54 der Gemeinde⸗ 
Ordnung, daß das Strafrecht in Sachen des felbſtſtändigen Wirkungs. 
kreiſes im übertragenen Wirkungskreiſe ausgeübt wird, iſt unverſtänd⸗ 
lich, willkürlich und ein legislatoriſcher Nonſens, den ich nicht regar⸗ 
diren kann. Mir gehört das Strafrecht mit den Angelegenheiten, 
in welchen es ausgeübt wird, zu einem und demſelben Wirkungs⸗ 
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kreiſe und da dieſe Unverſtändlichkeit auch im neuen Geſetzentwurfe meindevorſteher die vielen über die Ortspolizei beſtehenden Geſetze und 
Aufnahme gefunden, ſo kann ich mich für denſelben nicht erwärmen. Verordnungen ſelbſt zu handhaben, Geſetze und Verordnungen, die er 
Der übertragene Wirkungskreis wird durch den § 25 der Ges meiſtens nicht kennt, ja nicht einmal beſitzt, und wenn er fie beſitzt, 
meinde⸗Ordnung richtig und erſchöpfend fo definirt: „Im übertrage⸗ nicht findet, wenn er ſie findet, nicht interpretiren kann und wenn er 
nen Wirkungskreiſe haben die Gemeinden zu den Zwecken des Staates ſie auch interpretiren könnte, ſie zu ſtudiren die materielle Zeit nicht 
mitzuwirken.“ Wie der einzelne Menſch zu den Aufgaben des Staates hat. Hier muß er ein förmlich proceſſuariſches Verfahren abführen 
durch Steuerzahlung und Dienſtleiſtung mitzuwirken verpflichtet iſt, Er hat über Anzeigen und Klagen den Thatbeſtand zu erheben, auf 
ſo kann eine ſolche Mitwirkung zu den Aufgaben des Staates auch Grund deſſen das Erkenntniß zu fällen, im Falle eines Reeurſes die 
von den Gemeinden mit Recht gefordert werden. Es nehmen eine Acten an die politiſche Behörde oder an den Gemeinde-Ausſchuß zu 
ſolche Mitwirkung auch alle Zweige der öffentlichen Verwaltung, die leiten, und im letzteren Falle, im Falle des Recurſes, berichtlich an 
politiſche Behörde, die Gerichte, die Finanz, und Militärverwaltung den Landesausſchuß vorzulegen, das endlich rechtskräftig gewordene Er— 
fort und fort in Anſpruch. Dieſe Mitwirkung beſteht in der Sorge kenntniß zu executiren, und zwar mit meiſtens unzulänglichen Mitteln 
für Rube, Ordnung und Sicherheit in der Gemeinde, in der Anzeige | und gegen Perſonen, mit denen er in täglichem Verkehr und häufig 
von Geſetzesverletzungen und andern Vorfallenheiten in denſelben anf auch im Verwandtſchafts-, Schwägerſchaftsverhältniſſe ſteht. Das 
die bezüglichen Behörden zur entſprechenden Amtshandlung, in der alles ſoll er thun, und zwar ohne Kenntniß der Geſchäftsformen, 
Vollziehung beſtimmter Befehle und Weiſungen der Behörden, in dem ohne Uebung hierin, woraus folgt. daß er viel ſchwerer und 
persönlichen Einſchreiten, in mündlichen Anordnungen und Verfügun- langſamer arbeitet. 
gen bei plötzlichen Ereigniſſen, in der Ertheilung von Auskünften und Was dieſen Mangel an Kenntniß der Geſetze oder den 
Berichten an die Behörden und in der Intervenirung bei den Amts-⸗JMangel an Geſchäftsroutine betrifft, fo geben ſich Bürger und 
handlungen der behördlichen Organe in der Gemeinde. Eine felbit- | Bauer einander nichts vor und nichts nach, es gibt ſtudirte, feder⸗ 
eigene Judicatur kommt der Gemeinde in dieſem Wirkungskreiſe nicht gewandte Leute, welche die Sache pft noch ſchlechter machen, als 
zu. Daraus iſt klar, daß dieſer Wirkungskreis nur durch eine Ein⸗ der ſchlichte Bauer, und es iſt ungerecht, die Gemeinden deßwegen als 
zelperſon und zwar durch eine ſolche vollführt werden kaun, welche lebensunfähig zu verſchreien und das Volk als minder intelligent hin⸗ 
in der Gemeinde und in der Mitte der Vörfallenheiten daſelbſt ſteht] zuſtellen, wenn es das nicht trifft, was nicht ſeines Berufes iſt und 
und mit den Local- und Perſonalverhältniſſen daſelbſt genau vertraut wofür es weder eingerichtet noch abgerichtet iſt. Der Herr verſteht 
iſt. In der Praxis wird auch dieſer Wirkungskreis nur durch die meiſtens von den Geſchäften des Bauers nichts, von dem Bauer aber 
Gemeindevorſteher ausgeübt, der Gemeinde-⸗Ausſchuß wird hiezu nicht | verlangt man, er ſoll zugleich Beamter oder Schreiber fein, und wenn 
in Anſpruch genommen, und dieſer Wirkungskreis vollzieht ſich um fo er das Protokoll nicht fo ſchnitzelt, wie Jener, der fein Lebelang nichts 
leichter und ſicherer, je mehr natürlich gebildet die Gemeinde, je weniger anderes gethan hat, ſo nimmt man Anlaß die alte Schule zu ſchmähen. 
ausgedehnt das bezügliche Gemeindegebiet iſt, und je weniger von der Diesfalls wird die Neuſchule auch keine Verwaltungsbeamte bilden. 
Gemeinde entfernt die betreffenden Behörden ſind. Andererſeits Man höre denn endlich einmal auf mit der Lebensunfähigkeit 
iſt es klar, daß ein folder Wirkungskreis am wenigſten die der Gemeinden herumzuwerfen; die Gemeinden haben eine viel hundert⸗ 
geiſtigen und materiellen Mittel der Gemeinden in Anſpruch nimmt. jährige Exiſtenz hinter ſich, ſind älter als der Staat, und dürften den 
Wenn nun das Geſetz die Beſtimmung enthält, daß die Ge- Staat noch überleben, wenn man ſo gedankenlos fortleiert. Die Lebens⸗ 
meinden zur leichteren Erfüllung des übertragenen Wirkungskreiſes unfähigkeit der Gemeinden iſt eine jener inhaltsleeren Phraſen, mit 
vereinigt werden können ($ 83), oder daß die Gemeinden, beziehungs- welchen der Liberalismus die Gegend unficher macht. 
weiſe die Ausſchüſſe ſelbſt dieſen Wirkungskreis vollziehen können, oder Je größer die Gemeinde iſt, deſto ſchwieriger iſt für den Ge— 
S e erforderlichen Falles durch ihre Organe Diefen meindevorſteher die Handhabung der Ortspolizei, und deſto öfter hat 
Wirkungskreis verſorgen könne ($ 53), fo iſt das ebenfalls eine Un⸗ er den Gemeinde⸗Ausſchuß der auch um ſo ſchwieriger zuſammen zu 
verſtäudlichkeit und ein Beweis, in welcher Unklarheit ſich die Geſetz⸗ bringen iſt, zu berufen. Der Vorſteher großer complicirter Gemeinden 
gebung über die Natur und das Weſen dieſes Wirkungskreiſes be- muß entweder feine eigentlichen Berufsgeſchäfte oder feine Gemeinde⸗ 
funden hat. Da aber dieſe Unverſtändlichkeit im neuen Geſetzentwurfe] geſchäfte vernachläſſigen, und es iſt ihm nicht zu verargen, wenn er 
aufgenommen iſt, jo it das ebenfalls ein Motiv, daß ich nicht für ſich überall Beſtallungen auswerfen läßt und ſich mit Schreibern und 
dene ſtimmen werde. Dienern umgibt und dadurch der Gemeinde Koſten verurſacht. Dies 
„Die Behörde wacht und wirkt in der Gemeinde durch den Gemeinden Alles iſt in kleinen Gemeinden nicht der Fall. Daß ſich das Ge⸗ 
vorſteher dieſem verſchafft fein häufiger Contact mit der Behörde eingrößeres bahren des Gemeindevorſtehers der Controle und der Ueberwachung 
5 W Maß von Kenntniß der Geſetze des Verwaltungsorganismus durch die Gemeindemitglieder in großen Gemeinden mehr entzieht, als 
und des Verwaltungsmodus, was ſein Anſehen in der Gemeinde er- in kleinen, iſt ebenfalls ſelbſtverſtändlich. And) die Form der Behand— 
höht, was wiederum feine Wirkſamkeit erleichtert. Der Gemeindevorſteher | lung der Geichäfte erſchwert dem Gemeindevorſteher ſeine Aufgabe, 
wird dadurch zu einem Vertrauensmann, zum Rathgeber für die ich verſtehe darunter die Collegialform, da doch bei der politiſchen 
übrigen Gemeindemitglieder, ja zum Controleur der Behörden ſelbſt, und Gerichtsbehörde viel wichtigere Geſchafte von Einzelnperſonen beſorgt 
15 bildet ſich ein Verhältniß. welches die Gemeinden und die Bes | werden. Die Folge von alledem iſt, daß nichts geſchieht, weil nichts 
orden moraliſirt. In der Erfüllung dieſes Wirkungskreiſes Liegt | geſchehen kann, und daß das, was geſchieht, meiſt unbrauchbar und 
ein erzfehendes „ſittigendes Moment, und gegen die Erfüllung formlos iſt, daher das Volk bei allen Koſten und Mühen eigentlich 
A Wirkungskreiſes haben ſich die Gemeinden nie beichwert. | ohne Rechtsſchutz daſteht und niemand profitirt, als die Winkelſchreiber, 
ii übe 5 Jutereſſe einer genauen und wirkſamen Erfuͤllung denen die Gemeinden in die Arme getrieben werden. Daß aber ſolche 
5 en Wirkungskreiſes, im Intereſſe der Gemeinde und der gezwungene Unthätigkeit und unzulängliche Leiſtungen das Anſehen des 
5 en, es liegt überhaupt im allgemeinen Intereſſe, daß jede Ka⸗ Gemeindevorſtehers in der Gemeinde nicht erhöhen, ſondern vermindern, 
A e „Vorſteher in ihrer Mitte hat; die Kataſtral⸗ und ihm manchen Verdruß verurſachen, iſt klar, und um ſo bedenk⸗ 
und Died n für das Gebäude des öffentlichen Dienſtes, licher, als von Haus aus der Bauer ſic nicht vom Bauer, der Bürger 
dieſer bieten Feng der Selbſtſtändigkeit und der Individualität nicht vom Bürger und der Bürger nicht vom Bauer und umgekehrt, 
nennt 912 185 aner, welche man Kataſtralgemeinden richten und regieren laſſen will. 15 
grentlichen pr baditio sine qua non eines gedeihlichen Aufbaues des Gleichwohl iſt die Ortspolizei ein wichtiger Zweig der öffent⸗ 
bſſen Fr Dienſtes und einer glücklichen Reform des Gemeinde- lichen Verwaltung, fie ſichert dem Staatsbürger die Früchte feines Fleißes 
weſens. 2 a der vorliegende Geſetzentwurf diesfalls nicht nur keine er- und ſie entleert oder bevölkert die Gerichtsſäle, je nachdem ſie gut 
leichternde Beſtimmung den Gemeinden gewährt, ja die Wiederher⸗ oder ſchlecht iſt. Indem man den Gemeinden die Polizeiverwaltung 
ſtellung der Seibjtftändigfeit dieſer Gemeinden noch erſchwert, ift dies aufhalſte, hat man der öffentlichen Unſicherheit Thür und Thor geöffnet. 
ebenfalls ein Grund, warum ich nicht für denſelben ſtimmen kann. Der vorliegende Geſetzentwurf gibt zu, daß die Ortspolizeiver⸗ 
BD Anders aber verhält es ſich mit dem ſogenannten ſelbſtſtändigen waltung weder zu dem natürlichen, noch zu dem übertragenen Wir 
Wirkungskreiſe, nämlich mit der dazu gehörigen Ortspolizei, und dies kungskreis der Gemeinden gehöre, ein Attribut der autonomen Gemeinde 
iſt das punctum saliens, um das ſich Alles dreht. Hier hat der Ge- nicht ſei. Mit welchem Rechte und unter welchem Titel belaſtet er 


dennoch die Gemeinden mit der Polizeiverwaltung? In dem Berichte 
leſe ich, die Gemeinde habe an einer guten Polizeiverwaltung ein 
großes Intereſſe; die Gemeinde hat aber auch ein Intereſſe an einer 
guten Rechtspflege, an einer guten politiſchen Verwaltung, ja ſogar 
an einer guten Diplomatie, und an einer guten Kriegsführung. Nach 
dieſer Theorie mußten alle dieſe Angelegenheiten zu dem Wirkungskreiſe 
der Gemeinden gehören. Daß man die Poltzeiverwaltung als Etwas 
den Gemeinden Anhaftendes nicht anſieht, beweiſt auch der Umſtand, 
daß man ſelbe in zweiter und dritter Inſtanz den autonomen Organen 
entzieht, ja daß man die Gemeinden zwingen will, dieſelbe in Abſicht 
auf die erſte Inſtanz an die Verwaltungsgemeinde, beziehungsweiſe an 
die Beamten derſelben zu überlaſſen. Die Polizeiverwaltung iſt nicht 
ein den Gemeinden Angehöriges, ſondern ein fremdes Geſchäft, und 
weder nach den natürlichen Rechtsgrundſätzen, noch nach dem poſitiven 
Rechte kann die Gemeinde verhalten werden, dieſes fremde Geſchäft 
unentgeltlich zu verrichten, die Polizeiverwaltung kann den Gemeinden 
delegatorio modo gegeben, aber auch wieder genommen werden. 
Ueberträgt der Geſetzentwurf die Polizeiverwaltung in Abſicht auf die 
zweite und dritte Inſtanz der politiſchen Behörde, warum thut er 
es nicht auch in Abſicht auf die erſte Juſtanz? Und gerade in der 
Polizeiverwaltung in erſter Inſtanz liegt für die Gemeinden die Laſt, 
die Unmöglichkeit der Leiſtung, und für das Volk der Mangel des 
Rechtsſchutzes. Wo und wann hat denn das Volk um die Uebereinkom⸗ 
mung oder Belaſſung der Ortspolizei angeſucht? Nie und nirgends. 
Wohl aber haben gegen 500 Gemeinden bei dem Landtage Petitionen 
überreicht, daß ihnen dieſelbe abgenommen werde; man hat aber dieſe 
Petitionen mit wenig Achtung bei Seite gelegt. Wozu zahlt das Volk 
die Steuern, wenn es ſich ſelbſt adminiſtriren ſoll? Der Bauer will 
nicht ſelbſt regieren, er will regiert ſein und zwar gut, was er will 
und braucht iſt Rechtsſchutz, Ordnung und Sicherheit, und daß er feinem 
eigenen Berufe nicht zu ſehr entzogen werde. 

Im übertragenen Wirkungskreiſe wird und muß die Gemeinde 
zu der Ortspolizei-Verwaltung mitwirken, allein die Polizeiverwaltung 
ſelbſt zu beſorgen iſt Pflicht und Aufgabe des Staates, und wenn 
er dieſelbe nicht zurücknehmen wollte, jo ſage ich, daß er feine Schul- 
digkeit nicht thut und das Geld des Steuerzahlers umſonſt einſteckt. 
Hat er einen behördlichen Organismus geſchaffeu, welcher ihm die 
Uebernahme der Polizeiverwaltung und die gedeihliche Verrichtung 
derſelben erſchwert, ſo iſt das ſeine Schuld, und ſeine Aufgabe iſt 
es, ſeinen Apparat dahin abzuändern, daß er deu Verhältniſſen und 
Bedürfniſſen des Volkes ertipricht. Der liberale Staat, der ſich in Alles 
miſcht, auch in Dinge, die ihn nichts angehen, wird gewiß nicht 
ſäumen, auch die Polizeiverwaltung zu übernehmen, wenn ſie ihm 
übergeben wird. Die Ortspolizeiverwaltung iſt nur ein Theil der Po⸗ 
lizei und wird am billigſten und zweckmaͤßigſten von jenen Behörden 
versehen, welche auch den übrigen Theil der Polizeiverwaltung be— 
ſorgen, und die Mittel dazu beſitzen, und das ſind die politiſchen Be— 
hoͤrden. Ich gebe zu, daß die Ortspolizei auch in den Händen der 
politiſchen Bezirkshauptmannſchaft wegen der unmäßigen räumlichen 
Ausdehnung ihrer Bezirke mit vielen Verzögerungen und für die Par⸗ 
teien mit vielen Koſten und Mühen verbunden ſein wird, ſo daß da— 
mit eigentlich dem Volke nicht viel geholfen iſt. Doch wir müſſen 
wenigſtens das thun, was wir unter den gegebenen Verhältniſſen 
thun können, nämlich die Polizeiverwaltung dorthin verweiſen, wohin 
fie gehört, an die politiſche Behörde, es dem Staate überlaſſend, durch 
Erpofituren am Sitze der Bezirksgerichte ſich ferne Aufgabe zu er— 
leichtern und die gedeihliche Erfüllung derſelben ſicherzuſtellen.“ 


(Fortſetzung folgt.) 


Alittheilungen aus der Praxis. 


Unzuläſſigkeit der Verurtheilung des Forſtärars wegen Vorſtfrevels. 


Das beſtandene Bezirksamt O. hat auf Grund einer Localer— 
hebung im Sinne der §§ 19 und 20 des Forſtgeſetzes unterm 10. No⸗ 
vember 1859 die Bannlegung reſp. beſondere Waldbehandlung der an 
den ſteilen Abhängen des Kaponigg-Grabens gelegenen Parcellen Nr. 
1500, 1504 und 1507, Steuergemeinde Pf., verfugt. Um die Bann⸗ 
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legung hat das k. k. Forſtamt S. angeſucht. In einem vom 10. Juni 
1861 datirten Protokolle wurde beſtimmt, in welcher Weiſe die 
Schlägerungen auf jenen Parcellen vorzunehmen ſeien. 

Im November 1871 erſtatteten mehrere Inſaſſen die Anzeige, 
daß die Parcellen 1500 und 1504 forſtwidrig abgeſtockt wurden, und 
in der darüber eingeleiteten Commiſſion wurde wirklich conſtatirt, daß 
die Schlägerungen, welche das Forſtärar auf Grund eines Wald— 
abſtockungsvertrages vom Auguſt 1868 durch F. in V. vornehmen 
ließ, gegen die Beſtimmungen des Bannlegungs-Erkenntniſſes vom 
10. November 1859 und des Protokolles vom 10. Juni 1861 vor⸗ 
genommen wurden. Die Bezirkshauptmannſchaft hat hierauf unterm 
6. April 1873 erkannt, „daß das Forſtärar ſich einer Uebertretung 
des § 19 des Forſtgeſetzes und der Bannlegungs-Verfügungen ſchuldig ge= 
macht hat, deßhalb zu 100 fl. Strafe zu Gunſten des Landes⸗ 
culturfonds verurtheilt wird“. 

Ueber Recurs der Finanzdirection nomine des Aerars hat die 
Landesregierung das Erkenntniß der erſten Inſtanz beftätigt. 

Ueber Miniſterialberufung der k. k. Forſt⸗ und Domainendirec— 
tion hat das Miniſterium des Innern unterm 20. Mai 1874, 
3. 20951-1873 die gleichlautenden Erkenntniſſe der Unterbehörden 
annullirt, „nachdem gegen das Forſtärar als ſolches im Strafrechts⸗ 
wege nicht vorgegangen werden kann, weil bloze Subjectsbegriffe nicht, 
ſondern nur die in deren Namen handelnden phyſiſchen Perſonen nach 
allgemeinen Strafrechtsgrunbſätzen beſtraft werden können; eine juriſtiſche 
Perſon als ſolche ſich keiner Uebertretung ſchuldig machen, die wirkliche 
Strafe aber ebenſo wie die Strafwürdigkeit nur eine phyſiſche Perſon 
treffen kann“ — und die Statthalterei beauftragt, über den in Rede 
ſtehenden Uebertretungsfall unter Anordnung neuerlicher Erhebungen 
die Sicherſtellung des ſubjectiven Thatbeſtandes zu veranlaſſen und 
die Bezirkshauptmannſchaft anzuweiſen, gegen den eigentlichen und 
unmittelbaren Thäter, inſoweit die Strafbarkeit der demſelben zur 
Laſt liegenden Handlung mit Rückſicht auf den Zeitverlauf zwiſchen 
der begangenen Uebertretung und der Vorladung zur Verantwortung 
durch Verjährung nicht erloſchen iſt, mit einem neuerlichen Erkennt— 
niſſe vorzugehen. —r. 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben dem penſ. Bezirkshauptmanne Johann Dominik 
Piccoli den Adelſtand mit dem Ehrenworte „Edler von“ und mit dem Prädicate 
„Veſtre“ verliehen. 5 15 

Seine Majeftät haben dem Oberinſpector der Generalinivection der öſterr. 
Eiſenbahnen Franz Schulz den Titel und Charakter eines Regierungsrathes, dem 
Inſpector Wilhelm Doſtal den Titel und Charakter eines Oberinſpectors, und dem 
Juſpectionscommiſſär Camillo Gerſtenbrand den Titel und Charakter eines In— 
ſpecters verliehen. 

Der Reichs⸗Finanzminiſter hat die Directorsſtelle bei dem, dem gemeinianen 
Finanzminiſterium unterſtehenden Archive dem Archivsadjuncten Dr. Franz Kürſch— 
ner verliehen. 

Der Finanzminiſter hat den Steuerinſpector Karl Wiskocil zum Eteuer- 
Oberinſpector für den Bereich der küſtenländiſchen Finanzdirection ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Rechnungsrevidenten Adalbert Maz 180 er zum 
Rechnungsrathe bei dem Rechnungodepartement der Finanzdirection in Innsbruck 
ernannt. Eee: - BE - 

Der Handelsminiſter hat dem Miniſterialconcipiſten des Handelsminiſteriums 
Mar Freiherrn v. Buſchmann eine Miniſterial⸗Viceſecretärsſtelle und dem Con: 
cipiſten der Poſtdirection in Zara, in Verwendung im Handelsminiſterium Camillo 
Kuranda eine Miniſterial⸗Concipiſtenſtelle verliehen. | 

Der Handelswiniſter hat den Telegraphenamts⸗Controlor in Krakau Franz 
Dlugogewski zum Ober⸗Amtscontrolor ernannt. 8 8 

Der Ackerbauminiſter hat den Bergarzt Dr. Ludwig Jenko zum Bergphyſi⸗ 
cus in Idria ernannt. 


Erledigungen. 


Controlorsſtelle beim Tabak- und Stempelverſchleißamte in Linz mit der 
zehnten Rangeclaſſe und Cautionspflicht bis 900 fl. bis 31. Juli. (Amtsbl. Nr. 162.) 

Regierungs⸗Concipiſtenſtelle bei der Landesregierung für Schleſien, mit den 
Bezügen der zehnten Rangsclaſſe, bis 15. Auguſt. (Amtsblatt Nr. 162.) 

Buchhaltersſtelle bei der Stadtgemeinde Wr.-Neuſtadt mit 1200 fl. Gehalt, 
bis 31. Juli. (Amtsbl. Nr. 162.) 

Poſtexpedientenſtelle in Hollenſtein, Bezirk Amſtetten bis 5. Auguft. (Amtsbl. 
Nr. 163.) 

Beſchauarztſtelle in Wien mit 600 fl. Gehalt und 150 fl. Quartiergeld, bis 
24. Auguſt. (Amtebl. Nr. 163.) 

Forſtverwaltersſtellein Pinzgau u. Pongau, bis 15. Auguft. (Amtsbl. Nr. 164. 

Ingenieursſtelle bei der Stadtgemeinde Pilſen mit 1800 fl. Gehalt, bis 
15. Auguſt. (Amtsbl. Nr. 164.) 


Für den Druck verantwortlich C. Piſtori. 


